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Projektentwickler kämpfen
mit dem Zinsanstieg, Geldge-
ber sind zurückhaltend. Das
macht die Refinanzierung
schwierig und die Unsicher-
heit groß. Die Titelgeschichte
des Magazin analysiert die
Lage und ihre Folgen. Ein In-
terview malt Szenarien, die
für viele unschön sein wer-
den: Zahlreiche Vorhaben
werden mehr Geld brauchen
und häufig wird ein Verkauf
der letzte Ausweg sein. Mez-
zaninefinanzierer erfüllt das
mit Hoffnung, Crowdinvest-
ments setzt das unter Stress.
Im Fahrwasser der steigen-
den Zinsen erleben die Bau-
sparkassen dagegen eine Art
Wiedergeburt.

Ergänzend finden Sie im
Magazin einen Blick auf den
Zustand der Digitalisierung in
den Banken, der eher mäßig
ist, und ein Update in Sachen
Geldwäschebekämpfung, bei
der es immer noch eher lang-
sam voran geht. Unser Markt-
überblick mit insgesamt 55
Finanzierern liefert erneut
Details, wer Geld für was und
zu welchen Bedingungen
bereitstellt.
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Baurecht. Ein selbstständiges
Beweisverfahren endet mit seiner
sachlichen Erledigung und damit erst
nach Abschluss der gesamten
Beweisaufnahme. Ab dann läuft die
Verjährung.

BGH, Urteil vom 22. Juni 2023,
Az. VII ZR 881/21

Die Verjährung beginnt erst
mit Ende des Beweisverfahrens
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DER FALL

Der Auftraggeber beauftragte ein Unter-
nehmen mit der Herstellung einer Beton-
fertigteilfassade eines Versorgungszen-
trums. Die Parteien stritten über Mängel
an Attika und Vorhangfassade. Im Rah-
men des vom Auftraggeber eingeleiteten
Beweisverfahrens über beide Mängel
bestätigte der Gutachter die Mangel-
haftigkeit von Attika und Fassadenteilen.
Zu den Fassadenteilen wurden weitere
Ergänzungsgutachten eingeholt, zur Atti-

ka nahm im Verfahren niemand weiter
Stellung. Nach Abschluss des Verfahrens
reichtederAuftraggeberKlage aufKosten-
vorschuss zur Mängelbeseitigung ein. Der
Auftragnehmer wendet Verjährung im
Hinblick auf die Mängel an der Attika ein.
Denn die Beweisaufnahme zu diesem
Mangel sei während des Beweisverfah-
rens beendet gewesen und damit auch die
Hemmung der Verjährung. Das habe zum
Eintritt der Verjährung geführt.
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DIE FOLGEN

Der BGH bestätigt die Entscheidung des
OLG Stuttgart, wonach die Verjährung des
Mangelanspruchs mit Beginn des selbst-
ständigen Beweisverfahrens gehemmt
wird und die Hemmung erst mit
Abschluss des gesamten Beweisverfah-
rens endet. Damit ändert der BGH seine
Rechtsprechung, mit der er jahrzehnte-
lang hinsichtlich des Endes der Verjäh-
rung auf einzelne streitgegenständliche
Mängel abgestellt hatte. Der BGH betont
nun, dass sich die Auslegung von § 204
BGB eng amWortlaut des Gesetzes orien-

tieren muss. Demnach endet die Hem-
mung der Verjährung sechs Monate nach
der rechtskräftigen Entscheidung oder
durch anderweitige Beendigung des ein-
geleiteten Verfahrens. Entsprechend
muss also das Verfahren insgesamt erle-
digt sein. Auf unterschiedliche, streitge-
genständliche Beweisgegenstände –Män-
gel – stellt das Gesetz nicht ab. Auch Sinn
und Zweck der Hemmung und prozess-
ökonomische Erwägungen führen zu die-
sem Ergebnis.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung des BGH bringt in vie-
lerlei Hinsicht entspannende Folgen mit
sich und ist sehr zu begrüßen. Aufgrund
der bisherigen BGH-Rechtsprechung hat-
ten die Parteien jeweils nach Abschluss
der konkreten Beweiserhebung bezüglich
einzelner Mängel Klage zu erheben,
obwohl das selbstständige Beweisverfah-
ren noch lief. Dies führte zu Überschnei-
dungen der Rechtsstreitigkeiten, Unsi-

cherheiten bei Verjährungsfristen und
ungewollter Klageerhebung, obwohl viel-
leicht eine außergerichtliche Einigung im
Anschluss an das Beweisverfahren hätte
möglich sein können. Die Änderung der
Rechtsprechung ist konsequent und
erfreulich und trägt zur Rechtssicherheit
bei. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Dr. Hans-Christian
Hauck von Hauck

Schuchardt
Quelle: Hauck Schuchardt

Mietrecht. Der Wille der Parteien
beim Abschluss des Mietvertrags
entscheidet darüber, ob ein
Mischmietvertrag als Wohn- oder
Gewerberaummietvertrag zu
werten ist.

KG, Urteil vom 28. August 2022,
Az. 8 U 201/21

Der Fokus der Nutzung
ist Auslegungssache
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DER FALL

ZweiParteien schlosseneinenMietvertrag
über Gewerberäume in einem Fabrik-
gebäude. Im Vertrag war eine befristete
Laufzeit mit Verlängerungsoption verein-
bart. Die Fläche im Erdgeschoss (163 qm)
wurde als Künstleratelier, für Ausstellun-
genundWorkshops genutzt, die Fläche im
Obergeschoss (238 qm) zuWohnzwecken.
Nach Ablauf der vertraglichen Mietzeit

forderte derVermieter dieHerausgabeder
Flächen. In erster Instanz blieb seine Räu-
mungsklage erfolglos. Das Landgericht
stufte den Vertrag als Wohnraummiet-
vertrag ein, sodass das Amtsgericht
zuständig wäre, und wies die Klage als
unzulässig ab. Der Vermieter ging dage-
gen in Berufung.
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DIE FOLGEN
Die Berufung hatte vor dem Kammerge-
richt Erfolg. Es verurteilte die Mieter zur
Räumung. Das Landgericht habe mit sei-
ner Einstufung als Wohnraummietver-
hältnis falsch gelegen; der Schwerpunkt
des Vertrags liege in der gewerblichen
Nutzung. Für die Einordnung eines
Mischmietvertrags als Wohn- oder
Gewerberaummietvertrag kommtesdem-
nach auf den Willen der Parteien bei Ver-
tragsschluss an. Der gewollte Schwer-
punkt des Nutzungszwecks ist durch Aus-
legung im Einzelfall zu ermitteln. Für eine
vorrangig gewerbliche Nutzung sprach
hier, dass der Vertrag als „Mietvertrag
über Gewerberäume“ überschrieben ist.

Der Inhalt der Vertragsregelungen wie die
Vereinbarung einer befristeten Laufzeit
mit Verlängerungsoption und die einer
Umsatzsteuerpflicht ist typisch für Gewer-
beraumnutzungen. EineWohnnutzung ist
im Gegensatz zur ausdrücklich geplanten
Nutzung als Atelier, für Ausstellungenund
Workshops nicht als Vertragszweck aufge-
nommen worden. Die gewerbliche Fläche
im Erdgeschoss prägt den Charakter des
Mietobjekts, unabhängig von der geringe-
ren Größe. Die Wohnräume im Oberge-
schoss, die neben den Mietern auch wei-
teren in den Gewerberäumen tätigen
Künstlern zur Verfügung stehen sollten,
sind von untergeordnetem Charakter.
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WAS IST ZU TUN?

Immer wieder kommt es bei gemischt
genutzten Räumlichkeiten zu Auseinan-
dersetzungen um die Frage, ob es sich
dabei schwerpunktmäßig um Gewerbe-
oder Wohnräume handelt. Der Konflikt-
herd entsteht zumeist bei einer Kündi-
gung oder dem Ablauf eines befristeten
Vertrags. Alle Vertragsparteien tun gut
daran, bereits bei der Vertragsanbahnung
ihren Willen klar zu formulieren und im
Mietvertrag genau festzuhalten, welcher

Nutzungszweck gewollt ist. Unterlagen,
die während der Vertragsanbahnung die
Absichten von Mieter und Vermieter do-
kumentieren, sollten aufbewahrt werden.
Sie können im Zweifel als Beweis für die
Nutzungspläne dienen. So lassen sichmög-
licherweise zu einem späteren Zeitpunkt
aufkeimendeKonflikte imVorfeld vermei-
den. (redigiert von Monika Hillemacher)

Steuerberater
Jens Krall

von Euprax
Quelle: Euprax, Urheber: Oliver Rehbinder

Steuerrecht. Bei der Abschreibung von
Mietobjekten kann ein Wertgutachten
genutzt werden, welches die
Restnutzungsdauer nach der
Immobilienwertverordnung bestimmt.

FG Münster, Urteil vom 27. April 2023,
Az. 1 K 487/19 E

Ein Gutachten genügt zum Belegg
der kürzeren Nutzungsdauer
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DER FALL

Die klagenden Eheleute werden zusam-
men zur Einkommensteuer veranlagt. Sie
erzielen Einkünfte aus Vermietung und
Verpachtung mehrerer Immobilien. In
ihrer Einkommensteuererklärung für das
Streitjahr ermittelten sie die Abschrei-
bung für die vermieteten Gebäude nicht
anhand der typisierten Nutzungsdauer
laut Gesetz, sondern unter Zugrunde-
legung einer kürzerenNutzungsdauer laut

einem Gutachten. Das Finanzamt folgte
diesem Ansatz nicht und verminderte die
Abschreibung bzw. erhöhte das zu ver-
steuernde Einkommen unter Berücksich-
tigung der standardisierten Abschrei-
bungssätze. Dagegen wandten sich die
Kläger. Sie beantragten die Herabsetzung
ihrer Einkommensteuer mit Verweis auf
das eingeholte Gutachten.
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DIE FOLGEN

Das Finanzgericht gab der Klage statt. Die
Kläger hätten ein Wahlrecht, ob sie sich
mit dem typisierten Satz der Abschrei-
bung für Abnutzung (AfA), wie ihn das
Gesetz vorsieht, zufrieden geben oder
eine tatsächliche kürzere Nutzungsdauer
geltendmachen und diese belegen. Da im
Rahmeneiner SchätzungnichtGewissheit
über die kürzere tatsächliche Nutzungs-
dauer, sondern allenfalls größtmögliche
Wahrscheinlichkeit verlangt werden
kann, ist diese Nutzungsdauer nur dann

zu verwerfen, wenn sie eindeutig außer-
halb des angemessenen Schätzungsrah-
mens liegt. Dabei kann kein bestimmtes
Ermittlungsverfahren seitens der Finanz-
verwaltung gefordert werden. Die Ein-
schätzung der Restnutzungsdauer der
einzelnen, im Eigentum der Kläger ste-
henden Gebäude durch den Gutachter ist
für das Gericht nachvollziehbar. Daher
sind die für die Kläger steuerlich günstige-
ren Werte maßgebend und die Steuerlast
ist zu mindern.
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WAS IST ZU TUN?

Die Einholung eines Gutachtens zur
Begründung kürzerer Nutzungsdauern
bei vermieten Immobilien kann steuerlich
vorteilhaft sein. Vorliegend konnten
damit die Abschreibungssätze verdoppelt
bzw. sogar verdreifacht werden. Auf diese
Weise können die Anschaffungskosten für
vermietete Immobilien zügiger steuer-
wirksam abgeschrieben werden als über
die regulären, typisierten Prozentsätze
laut Steuergesetz. Diemodellhafte Ermitt-
lung der Restnutzungsdauer durch den

Gutachter hat das Finanzgericht über-
zeugt. Dass der Gutachter bei einer Orts-
besichtigung ermittelt hat, in welchem
Zustand Wände, Dächer, Bäder, Fenster
und Heizungsanlagen der einzelnen
Immobilienwaren, underden Instandset-
zungsbedarf aufgezeigt hat, hat die Ergeb-
nisse laut Gutachten nachvollziehbarer
und glaubhafter gemacht. Ein bestimmtes
Ermittlungsverfahren ist nicht zu beach-
ten. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Henning Bunte von
Oberthür & Partner

Quelle: Oberthür & Partner

Öffentliches Recht. Fehlende
Nebenbestimmungen sind ein Defizit in
der Baugenehmigung. Dieses begründet
ein nachbarliches Abwehrrecht.

VG Dresden, Beschluss vom 24. Mai 2023,
Az. 7 L 114/23

Das Abwehrrecht greift schon bei
vermuteter Beeinträchtigung
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DER FALL

Ein Hotelbetreiber wendet sich im Eilver-
fahren gegen die Verlängerung einer Bau-
genehmigung für ein benachbartes Hotel
mit Wohn- und Geschäftshaus, gegen die
er zuvor erfolglos gerichtlich vorgegangen
ist. Er beruft sich auf einen Beschluss des
OVG Sachsen in Bezug auf die Genehmi-
gung für ein innerstädtisches Hotel. Nach
dem OVG verlangt das Bestimmtheitsge-

bot, dass sich der Baugenehmigung und
den Bauvorlagen entnehmen lässt, dass
nur solche Nutzungen erlaubt sind, die
Nachbarrechte nicht beeinträchtigen
können. Fehlt es an einer Bestimmtheit
und ist eine Nachbarrechtsverletzung
nicht auszuschließen, steht dem Nach-
barn ein Abwehrrecht zu.
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DIE FOLGEN

Dem VG Dresden zufolge kann es dahin-
stehen, ob Immissionsrichtwerte als
Grenzwert oder Betriebszeiten für die
Gaststätte Gegenstand der Inhalts- und
Nebenbestimmungen sind. Denn schon
die Bauvorlagen treffen keinerlei konkrete
Aussagen zum Lieferverkehr. Dieses
Bestimmtheitsdefizit berechtigt zu einem
Abwehrrecht, ungeachtet der Tatsache,
dass die in der Schallimmissionsprognose
zugrunde gelegten Beurteilungspegel im
Hinblick auf den Nachbarn deutlich
unterschritten werden. Bei genereller
Betrachtung kann eine Rechtsverletzung

aufgrund mangelnder Bestimmtheit auch
nicht ausgeschlossen werden. Grundsätz-
lich kann sich einNachbar auch imEilver-
fahren inHinblick auf Beeinträchtigungen
durch den Betrieb des Nachbarvorhabens
nur berufen, wenn eine gewisse tatsäch-
liche unzumutbare Beeinträchtigung
erkennbar ist. Die Ausgangsfrage ist aber
zunächst, inwiefern mit Blick auf das
Bestimmtheitsgebot potenziell unzumut-
bare Nutzungen explizit so geregelt wer-
den, dass sie hingenommen werden
müssen.
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WAS IST ZU TUN?

Sofern potenziell die Nachbarn beein-
trächtigende Nutzungen, zum Beispiel
Lieferverkehr, kein Genehmigungsgegen-
stand sind, reicht es für einen Abwehr-
anspruch bereits aus, dass solcheNutzun-
gen bei genereller Betrachtung des Bau-
vorhabens und auch ohne konkret
ersichtliche unzumutbare Beeinträchti-
gung unzumutbar sein können. Damit
sind die Abwehrmöglichkeiten von Nach-
barn gegen komplexe und potenziell

beeinträchtigende Nutzungen deutlich
erweitert worden. Bauherren und Geneh-
migungsbehörden sind gut beraten, even-
tuell unzumutbar beeinträchtigende Nut-
zungen sowohl im Einklang den (unter-)
gesetzlichen Anforderungen als auch
umfangreich zum expliziten Gegenstand
von Baugenehmigungen zu machen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

ANZEIGE


